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Die Zukunft europäischer Sicherheit 
Wie Deutschland den europäischen Pfeiler der NATO trotz des drohenden US-Rückzugs stärken kann 

 

von Payam Ghalehdar 

 

Kontext 
 
Seit der NATO-Gründung sind die USA der Sicherheits-
garant Europas. Im Gegenzug für US-amerikanischen 
Schutz boten die NATO-Mitglieder Europas den USA 
bis 1990 Anti-Kommunismus und nach der Wende mi-
litärische Unterstützung in Kriseninterventionen au-
ßerhalb des NATO-Raums. 
 
Diese Übereinkunft ist nun obsolet. Die Neuorientie-
rung der USA gen Ostasien geht mit einem Bedeu-
tungsverlust Europas einher. Für zwei der 2010 im 
Strategischen Konzept der NATO definierten Kernauf-
gaben – Bündnisverteidigung und Krisenmanagement 
– bedeutet diese Entwicklung, dass die Kohäsion der 
NATO ungeachtet der Zusammensetzung künftiger 
US-Regierungen sinken wird. 
 
Deutschland kann den Bedeutungsverlust Europas in 
der US-Außenpolitik nicht umkehren. Ein Appell an ge-
meinsame Werte ist wirkungslos – diese waren nie die 
entscheidende Triebkraft der Allianz –, ein Erhöhen 
des Verteidigungsbudgets – Stichwort Zwei-Prozent-
Ziel – wäre lediglich ein weiterer Grund für die USA, 
ihre Sicherheitsgarantien zu reduzieren. Die USA wer-
den ihre Bündnisverpflichtungen künftig davon abhän-
gig machen, inwieweit die europäischen NATO-Part-
ner, insbesondere Deutschland, Chinas ökonomi-
schem Aufstieg Vorschub leisten. Ob die NATO mittel-
fristig „ein unverzichtbarer Bestandteil“ europäischer 

                                                           
1 „Veränderung in Zuversicht“. Zwischenbericht zum Grundsatzpro-

gramm, März 2019, S. 35.  

Sicherheit bleibt,1 liegt somit nicht zuletzt in US-ame-
rikanischer Hand.  
 
Analyse 
 
Das sinkende Interesse der USA an Europas Sicherheit 
stellt die deutsche Außenpolitik vor große Herausfor-
derungen. Kann Deutschland den US-amerikanischen 
Fokus auf China nicht beeinflussen, so sollte zumin-
dest die Kohäsion der europäischen NATO-Mitglieder 
gestärkt werden. Dazu sind folgende Schritte nötig: 
 
Erstens muss Deutschland am Fortbestand der Bünd-
nisverteidigung auch nach einem US-amerikanischen 
Rückzug mitwirken, sonst könnten die USA die euro-
päische Abhängigkeit für ihre Forderung nach einer 
gemeinsamen ökonomischen Front gegen China nut-
zen oder ihre Sicherheitsgarantien bilateralisieren und 
somit den europäischen Zusammenhalt gefährden.  
 
Die Grünen sollten im Hinblick auf die nukleare Ab-
schreckung fordern, dass sich Frankreich und Großbri-
tannien explizit zur erweiterten Abschreckung beken-
nen, d.h. ihr Schutzversprechen auf die gesamte euro-
päische NATO ausweiten. Deutschland braucht kein 
eigenes Atomprogramm. Doch ein Beharren auf ato-
marer Abrüstung in Frankreich und Großbritannien – 
eine zumindest implizite Forderung des Zwischenbe-
richts zum Grundsatzprogramm2 –  wäre verfrüht und 
kontraproduktiv. 

2 Ebd., S. 36. 

Die USA haben sich einer globalen Großmächtekonkurrenz verschrieben. Ihr Führungsanspruch in der NATO 
wird im Lichte einer Neuorientierung gen Ostasien hinsichtlich der Bündnisverteidigung abnehmen, von Fragen 
der Krisenintervention außerhalb des NATO-Raums ganz zu schweigen. Deutschland kann diese Entwicklung 
weder durch einen Appell an gemeinsame Werte noch durch die Annäherung an das Zwei-Prozent-Ziel umkeh-
ren. Die Grünen sollten die US-amerikanische Neuorientierung akzeptieren und ihre Position zur atomaren 
Abrüstung überdenken. Deutschland muss fortan von Frankreich und dem Vereinigten Königreich Sicherheit 
für ganz Europa einfordern, die Beziehungen zu Russland verbessern und auf kurzfristige nationale Wirtschafts-
interessen im Sinne des europäischen Zusammenhaltes verzichten.  
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Hierbei sollte Deutschland rein bilaterale, sicherheits-
politische Absprachen mit Frankreich vermeiden, um 
gerade in Osteuropa keinen Eindruck einer Hierarchi-
sierung innerhalb Europas zu erzeugen. Mit einem bri-
tisch-französischen Schutzversprechen, das auch die 
osteuropäischen NATO-Mitglieder einbezieht, wären 
zudem die in Deutschland stationierten US-Atomwaf-
fen obsolet. Die USA bemühen sich ohnehin um U-
Boot-gestützte Alternativen zur nuklearen Teilhabe.3  
Im Zuge dessen lässt sich ein Ende der nuklearen Teil-
habe möglicherweise nicht verhindern. Im Gegensatz 
zum Bundestagswahlprogramm 2017 sollten die Grü-
nen dies jedoch nicht lautstark fordern.4  
 
Zweitens sollte Deutschland auf eine Entspannung der 
NATO-Beziehungen zu Russland hinarbeiten. Die euro-
päische Sicherheit hängt nicht nur von der eigenen 
Verteidigungsfähigkeit ab, sondern auch vom Platz 
Russlands in der europäischen Sicherheitsordnung. 
Die US-amerikanische Neuorientierung gen Ostasien 
bietet den europäischen NATO-Mitgliedern die Gele-
genheit, die Beziehungen zu Russland zu verbessern. 
Aus einer Position der Stärke heraus sollte der Dialog 
zu Russland intensiviert werden, etwa im Rahmen des 
NATO-Russland-Rates. Um der Bedrohungswahrneh-
mung Polens und der baltischen Staaten Rechnung zu 
tragen, sollte auf einen Abzug der neu stationierten 
russischen Mittelstreckenraketen hingewirkt werden. 

 
Drittens dürfen kurzfristige wirtschaftliche Vorteile 
das langfristige strategische Ziel des europäischen Zu-
sammenhalts nicht gefährden. Das bedeutet zum ei-
nen, dass Projekte wie Nord Stream 2 nicht im Allein-
gang durchgeführt werden sollten. Zum anderen sollte 
Deutschland mit ökonomischen Initiativen – etwa mit 
gemeinsamen Staatsanleihen (Eurobonds) und einer 
Stärkung der Europäischen Investitionsbank –  die Sta-
bilität und Kohärenz des europäischen Wirtschafts-
raums stärken, damit chinesische Vorstöße, wie etwa 
der 17+1-Gipfel oder die Neue Seidenstraße, nicht zu 
einer Spaltung Europas führen.  
 
Fazit 
 
Die USA werden ihre Rolle als Sicherheitsgarant Euro-
pas reduzieren. Gerade weil die Geschichte des Konti-
nents zeigt, dass eine Friedenssicherung ohne externe 
Mitwirkung schwierig ist, muss der europäische Zu-
sammenhalt im Zuge des US-amerikanischen Rückzugs 
oberste Priorität genießen. Um dies zu gewährleisten, 
sollten die Grünen britische und französische Sicher-
heitsgarantien für alle europäischen NATO- (und EU-) 
Mitglieder fordern, dazu aufrufen, dass die NATO die 
Beziehungen zu Russland verbessert und fordern, dass 
der europäische Zusammenhalt nicht durch kurzfris-
tige wirtschaftliche Vorteile gefährdet wird.  
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